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A n fra g e 

der Abgeordneten Regensburger~ Neumann~ 

und Genossen 

Brandstätter~ Deutschmann~ 
Dr.E. Moser 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung 

betreffend Verb~sserung der Unfallversicherung 

für Mitglieder der Freiwilligen Feuerweh~. 

Das Problem der Verbesserung des Versicherungsschutzes 

Freiwilliger Feuerwehren wurde in der Expertenkonferenz 

der Leiter der Sozialversicherwigsabtei lungen der JJ.'mter 

der Landesregierungen am 20.Oktober 1978 in Salzburg 

beraten~ wobei am 25.10. d.J~ auch Vertreter der 

in Betracht kommenden Unfallversicherungsanstalten 

beigezogen wurden. 

Aufgrund ~es Beratungsergebni~ses wird der Landes­

hauptleutekonferenz foLgende Beschlußempfehlung vorge­

Legt werden: 

"Die LandeshauptZeutekonferenz tritt dem Begehren des 

Usterreichischen Bundesfeuerweh~verbandes vom 

23. Oktober 1978 auf 

1. E-inführung einer Mindestbemessungsgrundlage 

(mindestens S 93. 846~'--) einheitLich für aLLe 

Feuerwehrmänner~ gleich ob seLbständig oder un­

seLbständig Erwerbstätige~ naah dem bisherigen 

Prinzip der Beitragsfreiheit~wobei eine jährliche 

Anpassung der Bemessungsgrundalge zu erfoLgen 

hätte und 

2. Schaffung einer Ubergangsbestimmung nach dem Muster 

zahLreicher Leist~ngsverbesserungen in der UnfaLL- und 

Pensionsversicherung der ~etzten 'Jahre~ wonach das 

Leistungsausmaß der Höherversicherung für die Zukunft 

(ab AbschLuß der Höherversicherung) für bereits einge­

tretene VersicherungsfäZle giLt~ 

bei. 
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Die Landep sind bepeit, zu einep solchepmaßen erreichten 

Verbesserung des Unfallversicherungsschutzes dep Freiwilligen 

Feuerwehpen, die in dep 30.ASVG-Novelle füp eine h8here 

Versichepung vorgesehenen Beitrage zu leisten." 

Die untepzeichneten Abgeordneten sind der Ansicht, daß 

die Landeshauptmannerkonferenz die Empfehlung annehmen 

wipd und pichtet dahep an den He~rn Bundesministep 

für soziale Verwaltung folgende 

A n f .Y' a g e: 

1.) Werden Sie gesetzliche Maßnahmen in die Wege leiten, 

welche einem gepechtepen und besseren Versicherungs­

schutz für Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr 

gewahrleistet? 

2.) Wenn nein, welche Gründe veranlassen Sie zu Ihrer 

weiteren negativen Haltung? 

2232/J XIV. GP - Anfrage (gescanntes Original)2 von 2

www.parlament.gv.at




